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Änderungsantrag 2 

Andrzej Grzyb 

im Namen der PPE-Fraktion 

 

Gemeinsamer Entschließungsantrag 

PPE, S&D, ALDE, Verts/ALE, EFDD 

Prioritäten der EU für die Tagungen des UNHRC im Jahr 2016 

Gemeinsamer Entschließungsantrag 

Ziffer 18 

 

Gemeinsamer Entschließungsantrag Geänderter Text 

18. verweist darauf, dass das Recht auf 

Gedanken-, Gewissens-, Religions- und 

Glaubensfreiheit ein grundlegendes 

Menschenrecht ist, das in der Allgemeinen 

Erklärung der Menschenrechte anerkannt 

und in Artikel 18 des Internationalen 

Paktes über bürgerliche und politische 

Rechte garantiert wird; verweist ferner 

darauf, dass dieses Recht in 

Zusammenhang mit anderen 

Menschenrechten und Grundfreiheiten 

steht und das Recht, zu glauben oder nicht 

zu glauben, die Freiheit, einen theistischen, 

nicht theistischen oder atheistischen 

Glauben zu praktizieren, sowie das Recht, 

eine selbstgewählte Weltanschauung 

anzunehmen, zu wechseln, aufzugeben 

oder dazu zurückzukehren, umfasst; ist 

besorgt darüber, dass einige Länder die 

Standards der Vereinten Nationen immer 

noch nicht einhalten und die Religions- 

und Weltanschauungsfreiheit verletzen, 

indem sie staatliche Unterdrückung 

einsetzen, die körperliche Strafen, 

Haftstrafen, überzogene Geldstrafen und 

sogar die Todesstrafe umfassen kann; ist 

besorgt über die zunehmende Verfolgung 
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von Minderheiten wegen ihrer Religion 

oder ihres Glaubens sowie über die 

rechtswidrige Beschädigung ihrer 

Versammlungsstätten; unterstützt den 

Bericht des Sonderberichterstatters der 

Vereinten Nationen für Religions- und 

Glaubensfreiheit über Gewalttaten, die „im 

Namen der Religion“ begangen werden; 

fordert die EU auf, seine Empfehlungen zu 

Initiativen für den interreligiösen Dialog 

umzusetzen; 

von Minderheiten, wie etwa christlicher 

Gemeinschaften, wegen ihrer Religion 

oder ihres Glaubens sowie über die 

rechtswidrige Beschädigung ihrer 

Versammlungsstätten; unterstützt den 

Bericht des Sonderberichterstatters der 

Vereinten Nationen für Religions- und 

Glaubensfreiheit über Gewalttaten, die „im 

Namen der Religion“ begangen werden; 

fordert die EU auf, seine Empfehlungen zu 

Initiativen für den interreligiösen Dialog 

umzusetzen; 

Or. en 

 

 


